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lieh für die Realisierung der sozialen Aufgaben des soziali­
stischen Staates wesentlichen Ordnungsfunktion der Ehe. Mit 
ihr ist für die rechtliche Ausgestaltung der Beziehungen zwi­
schen Bürger und Staat, besonders für die Förderung der 
Familie und im Zusammenhang mit der Arbeitsteilung zwi­
schen Familie und Gesellschaft, ein klarer Anknüpfungspunkt 
gegeben.

Die sozialistischen gesellschaftlichen Verhältnisse verän­
dern also das Wesen der Institution Ehe. .Als bloße Form 
entbehrt sie jeder Bedeutung. Doch als Grundlage, Rahmen 
und Ausweis einer die Funktionen der Familie tragenden Ge­

meinschaft hat sie großen gesellschaftlichen und persönlichen 
Wert.

Das gilt es stärker bewußt zu machen. Deshalb soll ab­
schließend betont werden, daß die Wirksamkeit des Ehe­
rechts, gemessen an seinen Prinzipien und dem gesell­
schaftlichen und persönlichen Wert der Ehe, hohe Anforde­
rungen an die rechtserzieherische Arbeit in allen Bereichen, 
so bei der Vorbereitung der Jugend auf Ehe und Familie, bei 
der Eheschließung und bei Scheidung einer Ehe bis hin zur 
Weiterentwicklung und der Propagierung von Sozialpolitik 
hervorbringt.

Aspekte des Verhältnisses von Baulandgesetz
und Entschädigungsgesetz zu anderen Rechtsvorschriften (Schluß)*
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Allgemeingültigkeit der Verhaltensanforderungen 
im Baulandgesetz für die Beschaffung von Bodenflächen

Hinsichtlich der im Baulandgesetz für den Bauauftraggeber 
verbindlich fixierten Verhaltensmaßstäbe bei der Beschaf­
fung von Bodenflächen muß davon ausgegangen werden, daß 
ihre Bedeutung über eine orientierende Funktion für die 
weitere Vervollkommnung früher erlassener Rechtsvorschrif­
ten zur Beschaffung von Bodenflächen für andere — bzw. 
spezifische — gesellschaftliche Zwecke hinausgeht. Als Aus­
druck juristisch umgesetzter allgemeingültiger Erfordernisse 
gesellschaftsgemäßen Verhaltens sind sie u. E. bei jeglicher 
Bereitstellung von Bodenflächen (Nutzungsänderung zugun­
sten gesamtgesellschaftlicher Erfordernisse wie des Berg­
baus, der Wasserwirtschaft usw.) als verbindlich anzusehen 
(Gesetzesanalogie)..

Neben dem Grundsatz, daß bei der Beschaffung von Bo­
denflächen der Vertrag den Vorrang gegenüber der staat­
lichen Entscheidung hat (Art. 16 Verf., § 4 BaulandG, § 12 
BergG, § 40 WasserG, § 9 Abs. 4 AtomenergieG, § 10 Vertei- 
digungsG, § 14 Abs. 5 LKG, § 12 DenkmalpflegeG), handelt 
es Sich um folgende Verhaltensmaßstäbe:
— die unbedingte Unterordnung der Bestimmung der Nut­

zungsverhältnisse an den Bodenflächen unter die gesell­
schaftlichen Interessen, insbesondere die konkreten Ziele 
der Wirtschafts- und Sozialpolitik (§ 3 Abs. 1 BaulandG);

— der besondere Schutz des land- und forstwirtschaftlichen 
Bodens, einschließlich von Kleingartenanlagen des VKSK 
und anderer Kleingärten, dadurch, daß grundsätzlich ver­
mieden werden soll, solche Bodenflächen für Baumaßnah­
men zu beanspruchen (§ 10 BaulandG);

— die Beanspruchung von Bodenflächen durch den Bauauf­
traggeber nach Maßstäben strenger Sparsamkeit und Wirt­
schaftlichkeit, eingeschlossen die Pflicht, zunächst alle 
Möglichkeiten der intensiven Nutzung der eigenen Boden­
flächen voll auszuschöpfen und bei unumgänglich wer­
denden Nutzungsänderungen die bisherige Nutzung mög­
lichst lange zu gewährleisten (§§ 3 Abs. 2, 8 Abs. 1 Bau­
landG) ;

— die Berücksichtigung der Forderung nach zunehmender 
Mehrfachnutzung der Bodenflächen; dem entspricht die 
Beachtung berechtigter Interessen weiterer Nutzer der­
selben Bodenfläche bei der Änderung der Nutzung und 
die Gewährleistung der Erfordernisse der sozialistischen 
Landeskultur und des Umweltschutzes (§ 3 Abs. 2 Bau­
landG) ;

— die Information der von der Nutzungsänderung betroffe­
nen Einwohner, Betriebe, Einrichtungen, Genossenschaf­
ten und gesellschaftlichen Organisationen in geeigneter 
Weise und zu dem erforderlichen Zeitpunkt, und die Be­
ratung mit ihnen darüber durch die örtlichen Volksver­
tretungen und deren Räte und den jeweiligen Bedarfs­
träger (§ 5 BaulandG).
Diese Verhaltensanforderungen sind sowohl von dem je­

weiligen Bedarfsträger, in dessen Interesse die Nutzungsän­
derung an Bodenflächen erforderlich wird, als auch von den 
staatlichen Organen durchzusetzen, die in den einzelnen Pha­
sen der Planung, Vorbereitung und Durchführung der In­
vestitionen mitwirken.

Weitere Orientierungen des Baulandgesetzes für 
vergleichbare Sachverhalte in anderen Rechtsvorschriften

Aus dem Baulandgesetz können u. E. folgende unmittelbare 
Orientierungen für die Realisierung der entsprechenden Nor­
men des 'Berggesetzes, des Wassergesetzes usw. abgeleitet 
werden:
— In den Vertrag über den Erwerb des Eigentums oder über 

den Rechtsträgerwechsel sind Mindestanforderungen auf­
zunehmen, durch die im übrigen die in speziellen Rechts­
vorschriften geregelten weitergehenden inhaltlichen und 
formellen Anforderungen nicht berührt werden.* 17

— In die Regelung des Baulandgesetzes ist die Konzeption 
eingeordnet, nach der bei bebauten Grundstücken vor­
rangig der Eigentümer des Grundstücks sich um die ver­
tragliche Beendigung von im Grundbuch eingetragenen 
Rechten sowie von Miet- oder Grundstücksnutzungsver­
trägen bereits vor dem Abschluß des Kaufvertrags über 
das Grundstück bemühen soll (§ 7 Abs. 1 Ziff. 5 und 6 
DVO/BaulandG). Die Vertragsverhandlungen mit den In­
habern solcher Rechte führt also zunächst nicht der Bau­
auftraggeber, sondern möglichst der Grundstückseigentü­
mer.

— Der Bauauftraggeber, der die Nutzungsänderung anstrebt, 
muß nachweisen, daß er alle Möglichkeiten für die inten­
sive Nutzung der in seiner Rechtsträgerschaft, seinem 
Eigentum oder seiner Nutzung befindlichen Grundstücke 
ausgeschöpft hat (§ 6 DVO/BaulandG).

— An den Antrag auf Anordnung der Mitnutzung von 
Grundstücken, den der gesellschaftliche Bedarfsträger an 
den Rat des Kreises richten muß, sind inhaltliche Mindest­
anforderungen i. S. des § 12 Abs. 2 DVO/BaulandG zu stel­
len.

— Vom Rat des Kreises ist zu prüfen und der Bauauftragge­
ber hat nachzuweisen, daß die Voraussetzungen für die 
mögliche Anordnung des Rechtsträgerwechsels bzw. den 
Entzug des Eigentumsrechts (§ 12 Abs. 1 und 2 BaulandG; 
§ 9 DVO/BaulandG) vorliegen; diese Voraussetzungen gel­
ten u. E. im übrigen auch für den Fall des Entzugs des 
verliehenen Nutzungsrechts gemäß § 6 Abs. 1, erste Alter­
native NutzungsrechtsG.

— Der Beschluß des Rates des Kreises über die Anordnung 
des Rechtsträgerwechsels bzw. den Entzug des Eigen­
tumsrechts (§ 9 Abs. 2 sowie Abs. 4 Satz 1 DVO/BaulandG) 
hat Festlegungen zum Inhalt, die u. E. auch für die an­
deren Bereiche anwendbar sind und wiederum auch für 
den Entzug des verliehenen Nutzungsrechts gelten soll­
ten.
Die genannte Konzeption des Baulandgesetzes, nach der 

der Grundstückseigentümer sich vor Abschluß des Kauf­
vertrags mit dem Bauauftraggeber um die vertragliche Be­
endigung bestehender Miet- und Nutzungsverträge am 
Grundstück bzw. Gebäude bemühen soll, ist unproblematisch, 
wenn es um die Beendigung des Nutzungsvertrags über eine 
unbebaute Bodenfläche geht. Anders ist die Rechtslage, wenn

* Der erste Teil des Beitrags 1st ln NJ 1985, Heft 8, S. 316 ff. ver­
öffentlicht.

17 § 7 der DVO zum Baulandgesetz vom 15. Juni 1985 (GBl. I Np. 17 
S. 205), nachfolgend: DVO/BaulandG.


